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A. Zielsetzung 

Die Arbeitsmarktpolitik soll weiterhin einen maßgeblichen Beitrag 
zur Vermeidung und zum Abbau von Arbeitslosigkeit in den neuen 
Bundesländern leisten. Da eine Konsolidierung des Arbeits-
marktes der neuen Länder nicht kurzfristig zu erreichen sein wird, 
sollen die dort geltenden Sonderregelungen für das Kurzarbeiter-
geld und für die Förderung von Maßnahmen zur Arbeitsbeschaf-
fung, die nach geltendem Recht am 30. Juni 1991 auslaufen wer-
den, über diesen Zeitpunkt hinaus verlängert werden. 

Außerdem sollen die Regelungen des Arbeitsförderungs- und Ren-
tenrechts über Erstattungen von Arbeitslosengeld, Arbeitslosen-
hilfe und Rentenleistungen bei 59jährigen und älteren Arbeitslo-
sen durch den Arbeitgeber aufgehoben werden, nachdem die An-
wendbarkeit dieser Regelungen nach dem Beschluß des Bundes-
verfassungsgerichts vom 23. Januar 1990 (1 BvL 44/86 und 48/87) 
zu erheblichen praktischen Schwierigkeiten führt. 

Auf Grund der in neueren Modellversuchen gewonnenen Erfah-
rungen soll die Dauer der Sprachförderung für Aussiedler, Asylbe-
rechtigte und Kontingentflüchtlinge in Anbetracht der finanziellen 
Belastung der Bundesanstalt für Arbeit auf das Notwendige be-
grenzt werden. 

B. Lösung 

1. Die Sonderregelung über das Kurzarbeitergeld für das Beitritts-
gebiet einschließlich der Bezugsfrist für das Kurzarbeitergeld 
nach diesen Vorschriften wird bis zum 31. Dezember 1991 ver-
längert. Ebenfalls bis zum 31. Dezember 1991 sollen den Arbeit-
gebern weiterhin die vollen Beiträge zur Sozialversicherung 
dieser Kurzarbeitergeld-Bezieher von der Bundesanstalt für 
Arbeit erstattet werden. 
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Bei unbegründeter Weigerung eines Kurzarbeitergeld-Bezie-
hers, an einer ihm angebotenen beruflichen Bildungsmaß-
nahme während des Arbeitsausfalles teilzunehmen, soll eine 
Sperrzeit eintreten. 

Arbeitsrechtliche Leistungen des Arbeitgebers zur Aufstockung 

des Kurzarbeitergeldes sollen auf das Kurzarbeitergeld ange-
rechnet werden, soweit die Summe aus Kurzarbeitergeld und 

arbeitsrechtlicher Leistung eine bestimmte Höhe des ausgefal-
lenen Arbeitsentgelts übersteigt. 

2. Die besonderen Regelungen für die Förderung von Maßnahmen 
zur Arbeitsbeschaffung in den neuen Bundesländern, nämlich 

— die uneingeschränkte Förderungsfähigkeit juristischer Per-
sonen des öffentlichen Rechts als ABM-Träger, 

— die unbeschränkte Zulassung des 90 %-ABM-Zuschusses 
sowie die weitgehende Zulassung des 100 %-ABM-Zuschus-
ses, 

sollen verlängert werden. 

Entsprechend sollen die Regelungen über die Grundlagen für 
die Berechnung des Bundesdurchschnitts im Zusammenhang 
mit der ABM-Förderung in den alten Bundesländern verlängert 
werden. 

3. Die Vorschriften über die Arbeitgeber-Erstattungen von AFG- 
und Rentenleistungen sollen aufgehoben werden. Übergangs-
regelungen für schon ergangene Verwaltungsakte über Erstat-
tungsforderungen sollen vorgesehen werden. 

4. Die Höchstdauer der Sprachförderung von Aussiedlern soll von 
zehn auf acht Monate vermindert werden. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Die Vorschläge zum Kurzarbeitergeld sind kostenneutral: Mehr-
ausgaben für Kurzarbeitergeld werden durch Minderausgaben für 
Arbeitslosengeld ausgeglichen. 

Die Vorschläge zu den Regelungen über die Förderung von Ar-
beitsbeschaffungsmaßnahmen halten sich — als Kann-Leistung — 
im Rahmen der im jeweiligen Haushalt der Bundesanstalt für 
Arbeit verfügbaren Mittel. 

Die Regelungen im Zusammenhang mit der Aufhebung der Erstat-
tungsvorschriften sind nicht kostenwirksam. 

Die Verminderung der Förderungsdauer bei der Sprachförderung 
führt zu Einsparungen in einer Größenordnung von 100 Millionen 
DM im Jahre 1991. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

021. (311.) - 804 02 - Ar 138/91 

Bonn, den 24. April 1991 

An den Präsidenten 
des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung arbeitsförderungsrechtlicher und anderer sozialrechtlicher 
Vorschriften (AFG u. a. ÄndG) mit Begründung (Anlage 1) und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung. 

Der Bundesrat hat in seiner 628. Sitzung am 19. April 1991 gemäß Artikel 76 Abs. 2 
des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus Anlage 2 ersichtlich 
Stellung zu nehmen. 

Die Gegenäußerung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates 
wird unverzüglich nachgereicht. 

Kohl 
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Anlage 1 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung arbeitsförderungsrechtlicher und 
anderer sozialrechtlicher Vorschriften (AFG u. a. ÄndG) 

Der Text des Gesetzentwurfs und der Begründung ist gleichlautend mit dem Text auf 
den Seiten 3 bis 9 der Drucksache 12/222. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Bundesrates 

Der Bundesrat hat in seiner 628. Sitzung am 19. Ap ril 
1991 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes be-
schlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus der Anlage 
ersichtlich Stellung zu nehmen. 

1. Zu Artikel 1 vor Nummer 1 (§ 5 Abs. 2 
— neu — AFG) 

In Artikel 1 ist vor Nummer 1 folgende Num-
mer 01 einzufügen: 

,01. In § 5 wird folgender Absatz 2 eingefügt; der 
Text des bisherigen § 5 wird Absatz 1. 

„(2) An den Maßnahmen zur Förderung 
der beruflichen Bildung (§§ 33 bis 49) und zur 
Arbeitsbeschaffung (§§ 91 bis 99) sind 
Frauen entsprechend ihrem Anteil an den re-
gistrierten Arbeitslosen zu beteiligen. " ' 

Begründung 

In den Koalitionsvereinbarungen der Bundesre-
gierung für die 12. Legislaturpe riode des Deut-
schen Bundestages wurde vereinbart, daß in den 
neuen Ländern Frauen an den Qualifizierungs- 
und Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen entspre-
chend ihrem Anteil an den Personen ohne Be-
schäftigung zu beteiligen sind. 

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf werden die 
sonstigen in den Koalitionsvereinbarungen fest-
gelegten arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen für 
das Beitrittsgebiet umgesetzt. Angesichts der be-
reits manifesten und mit hoher Wahrscheinlich-
keit weiter zunehmenden, besonderen Betroffen-
heit der Frauen von Arbeitslosigkeit in den neuen 
Ländern ist es unerläßlich, auch diesen Teil der 
Koalitionsvereinbarungen rechtlich zu normie-
ren. 

Auch in den alten Ländern sind Frauen an den 
Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik un-
terproportional beteiligt. Eine verbindliche Rege-
lung  für einen adäquaten Einbezug arbeitsloser 
Frauen in die Arbeitsmarktpolitik ist deshalb auch 
für die alten Länder erforderlich. 

2. Zu Artikel 1 vor Nummer 1 (§ 19 Abs. 1 a bis 1 c 
AFG) 

In Artikel 1 ist vor Nummer 1 folgende Num-
mer 02 einzufügen: 

„02. In § 19 werden die Absätze 1 a bis 1 c gestri-
chen." 

Begründung 

Die mit der Einführung des Arbeitsaufnahmever-
bots für Asylbewerber und ihre Familienangehö-
rigen verbundene Hoffnung auf einen deutlichen 
Rückgang der Einreise von ausländischen Flücht-
lingen, die sich auf das Asylrecht berufen, hat sich 
— wie die Zugangszahlen seither zeigen — nicht 
erfüllt. Da sich die Zugänge seit Einführung des 
Arbeitsaufnahmeverbots kontinuierlich gestei-
gert haben und 1990 mehr als 190 000 Personen 
betrugen, hat sich das Arbeitsaufnahmeverbot zur 
Steuerung des Zugangs als untauglich erwie-
sen. 

Diese Erkenntnis rechtfertigt und gebietet es, den 
bisher vor Ablauf der Wartezeit nahezu aus-
schließlich auf Sozialhilfe angewiesenen Asylbe-
werbern und ihren Familienangehörigen so früh 
wie möglich den Zugang zum Arbeitsmarkt zu 
eröffnen, u. a. um durch eigene Erwerbstätigkeit 
den Lebensunterhalt ganz oder teilweise bestrei-
ten zu können und damit die Träger der Sozial-
hilfe zu entlasten. 

Die Koalitionsvereinbarung der Regierungspar-
teien vom 16. Januar 1991 sieht den völligen Fort-
fall der Wartefristen nach § 19 Abs. 1 a und 1 b des 
Arbeitsförderungsgesetzes bei Asylbewerbern 
und ihren Familienangehörigen vor ( „Das Ar-
beitsaufnahmeverbot für Asylbewerber wird ab-
geschafft") und kann insoweit im Zusammenhang 
mit dem vorliegenden Entwurf umgehend reali-
siert werden. 

3. Zu Artikel 1 vor Nummer 1 (§ 44 Abs. 2 Satz 2 
Nr. 2 AFG) 

In Artikel 1 ist vor Nummer 1 folgende Num-
mer 03 einzufügen: 

,03. In § 44 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 wird das Wort „un-
mittelbar" gestrichen.' 

Begründung 

Mit der vorgeschlagenen Regelung wird in das 
Arbeitsförderungsgesetz eine Lösung übernom-
men, wie sie bereits im Arbeitsförderungsgesetz 
der ehemaligen DDR vom 28. Juni 1990 (§ 44 
Abs. 2 Satz 2) enthalten war. Während in den al-
ten Ländern bislang bei der Gewährung von Un-
terhaltsgeld bei Qualifizierungsmaßnahmen eine 
unmittelbare Bedrohung — etwa in Form einer 
bereits ausgesprochenen Kündigung oder eines 
bereits eingeleiteten Konkursverfahrens des Ar-
beitgebers — vorliegen mußte, ist in den neuen 
Ländern bereits eine kollektive Bedrohung unter-
haltsgeldanspruchsbegründend. Mit der vorge-
schlagenen Regelung wird eine breitere Anwen- 
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dung des bislang förderrechtlich nur schwierig 
umzusetzenden Instruments „Fortbilden statt Ent-
lassen" möglich und damit das Instrumentarium 
der aktiven — Arbeitslosigkeit vorbeugenden — 
Arbeitsmarktpolitik an einem zentralen Punkt 
entscheidend ergänzt. 

4. Zu Artikel 1 vor Nummer 1 (§ 44 Abs. 2b 
Nr. 1 a — neu — AFG) 

In Artikel 1 ist vor Nummer 1 folgende Num-
mer 04 einzufügen: 

,04. In § 44 Abs. 2 b wird nach Nummer 1 fol-
gende Nummer 1 a eingefügt: 

„1 a. die am Arbeitsmarkt besonders be-
nachteiligt sind und eine Teilzeitbe-
schäftigung von mindestens 12 und 
höchstens 24 Stunden wöchentlich aus-
üben oder".' 

Begründung 

Mit der im letzten Jahr bis 1995 verlängerten Re-
gelung zur Gewährung eines Teilunterhaltsgel-
des für Teilnehmer an Maßnahmen zur berufli-
chen Fortbildung, die auch einer Teilzeitbeschäf-
tigung nachgehen, enthält das Arbeitsförde-
rungsgesetz ein arbeitsmarktpolitisch sinnvolles 
Instrument in der Verknüpfung von „Arbeit und 
Lernen". Die hohe arbeitsmarktpolitische Zweck-
mäßigkeit etwa auch für Teilnehmer an Arbeits-
beschaffungsmaßnahmen macht es erforderlich, 
die bislang noch gültige Altersbegrenzung auf 
Teilnehmer bis 25 Jahren aufzuheben. 

5. Zu Artikel 1 vor Nummer 1 (§ 46 Abs. 1 Satz 3 
Nr. 1 AFG) 

In Artikel 1 ist vor Nummer 1 folgende Num-
mer 05 einzufügen: 

,05. In § 46 Abs. 1 Satz 3 wird Nummer 1 wie folgt 
gefaßt: 

„1. um höchstens fünf Jahre für jedes Kind, 
soweit wegen der Betreuung und Erzie-
hung keine Erwerbstätigkeit ausgeübt 
wurde; Zeiten der Arbeitssuchendmel-
dung oder Arbeitslosmeldung ohne Lei-
stungsbezug gelten nicht als Erwerbstä-
tigkeit, ". 

Begründung 

Insbesondere Frauen, die sich während der Zeiten 
der Betreuung und Erziehung von Kindern z. B. 
aus Unkenntnis oder rentenversicherungsrechtli-
chen Gründen arbeitssuchend oder arbeitslos 
melden, kommen nicht in den Genuß der verlän-
gerten Fristen und verlieren aufgrund der Förder-
praxis der Arbeitsverwaltung ihren Anspruch auf 
Unterhaltsgeld. Die Arbeitsverwaltung definiert 
bei der Festlegung der im Gesetz genannten Rah-
menfrist eine Arbeitssuchendmeldung oder Ar-
beitslosmeldung als Erwerbstätigkeit, obwohl die 

Frauen überwiegend wegen der Betreuung und 
Erziehung von Kindern arbeitslos sind. 

Die Bestimmung ist von besonderer Bedeutung 
für das Beitrittsgebiet wegen der hohen Erwerbs-
beteiligung der Frauen. Die Bestimmung wider-
spricht der ursprünglichen Intention des Gesetz-
gebers, Frauen nach der Betreuungsphase bei der 
beruflichen Wiedereingliederung gezielt zu för-
dern. 

6. Zu Artikel 1 Nummer 2 (§ 62 c Abs. 1 Satz 3 
AFG) 

In Artikel 1 ist die Nummer 2 zu streichen. 

Begründung 

Nach § 62 c Abs. 1 Satz 3 AFG wird der Deutsch-
Sprachlehrgang für „längstens zehn Monate" ge-
fördert. Die nach dem Gesetzentwurf angestrebte 
Verkürzung der Förderdauer auf längstens acht 
Monate hat zur Folge, daß auch das während des 
Sprachlehrgangs gezahlte Eingliederungsgeld 
entsprechend zeitlich verkürzt gezahlt wird. Dies 
bedeutet, daß dem geförderten Personenkreis ma-
ximal zwei Monate weniger Zeit zur Verfügung 
steht, sich um einen Arbeitsplatz zu bewerben 
und bei Erfolglosigkeit entsprechend früher An-
spruch auf Sozialhilfe zu Lasten der ohnehin 
schon durch Sozialhilfe stark belasteten Kommu-
nen entsteht. Nach der Begründung zum Gesetz-
entwurf soll schon heute die Durchschnittsdauer 
der Sprachkurse bei acht bis neun Monaten lie-
gen, und künftig soll nach dem Ergebnis von Mo-
dellversuchen der geförderte Personenkreis 
schon nach acht Monaten dem Arbeitsmarkt zur 
Verfügung stehen, so daß dann auch ohne Ge-
setzesänderung die erwarteten Einsparungen zu 
erreichen sind. Für die Übergangszeit — bis die 
Achtmonatskurse die Regel sind — ist es nicht 
hinnehmbar, daß bei länger dauernden Sprach-
kursen die Fördermaßnahmen nicht zu Ende ge-
führt werden. Im übrigen läßt die bisherige Rege-
lung ( „längstens zehn Monate") auch nach Ein-
führung der Achtmonatskurse in begründeten 
Fällen, insbesondere bei höher qualifizierten Be-
rufen, die vermehrt auf die Ausübung der deut-
schen Sprache angewiesen sind, sowie bei Ange-
hörigen bestimmter Staaten mit besonderen 
Schwierigkeiten beim Erlernen der deutschen 
Sprache eine erwünschte Ausnahme zu. 

Der Erwerb einer insbesondere für die angemes-
sene Berufsausübung erforderlichen Sprachkom-
petenz benötigt mindestens 10, besser noch 
12 Monate. 

Auch die durch den Modellversuch, dessen Er-
gebnisse der Öffentlichkeit noch nicht zugänglich 
sind, erarbeiteten neuen Curricula bedürfen noch 
der praktischen Erprobung sowie der Akzeptanz 
durch die Arbeitgeber. 

Eine Reduzierung der Höchstdauer von Sprach-
förderung, die überdies keine Beschränkung nach 
unten festlegt, ist daher überflüssig. 
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7. Zu Artikel 1 nach Nummer 2 (§ 94 Abs. 3 AFG) 
Artikel 1 Nummer 12 (§ 249c Abs. 6 AFG) 

In Artikel 1 ist nach Nummer 2 folgende Num-
mer 2 a einzufügen: 

,2 a. § 94 Abs. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„ (3) Für Arbeitnehmer, deren Zuweisung 
in eine Maßnahme aus arbeitsmarkt- oder 
sozialpolitischen Gründen in besonderer 
Weise geboten ist, darf der Zuschuß bis zu 
90 vom Hundert, in Arbeitsamtsbezirken 
nach Absatz 2 bis zu 100 vom Hundert betra-
gen. Die Bundesanstalt kann im Rahmen der 
Anordnung nach § 95 Abs. 3 den Anteil der 
im Kalenderjahr zugewiesenen Arbeitneh-
mer begrenzen, für die Zuschüsse nach 
Satz 1 bewilligt werden dürfen." ' 

Als Folge sind in Artikel 1 Nr. 12 die Worte 
„und 6" zu streichen und folgender Satz anzufü-
gen: 

„§ 249c Abs. 6 wird gestrichen." 

Begründung 

Die dynamische Beschäftigungsentwicklung der 
letzten Jahre in den alten Ländern hat dort zu 
einem spürbaren Abbau der Arbeitslosigkeit ge-
führt. Aufgrund der dabei am Arbeitsmarkt abge-
laufenen Umschichtungsprozesse hat der Anteil 
der Arbeitslosen mit erheblichen Vermittlungs-
schwierigkeiten im Bestand der verbleibenden 
Arbeitslosigkeit größere Bedeutung erlangt. Die 
Wiedereingliederung solcher Arbeitsloser ist häu-
fig auch in Gebieten mit relativ günstiger Beschäf-
tigungssituation nur über eine Beschäftigung in 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen möglich. 

Mit der 9. Novelle AFG wurde die Regelförderung 
bei Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen auf einen 
Zuschuß von höchstens fünfundsiebzig vom Hun-
dert (§ 94 Abs. 1 AFG) begrenzt. Dies hat in Ge-
bieten, die nicht unter die Ausnahmeregelung des 
§ 94 Abs. 2 AFG fallen, eine Einbeziehung von 
schwervermittelbaren Arbeitslosen in Arbeitsbe-
schaffungsmaßnahmen im arbeitsmarktpolitisch 
angemessenen Umfang verhindert, da die bei die-
sem Personenkreis erforderliche Förderflexibilität 
fehlt. Viele Träger sind entweder nicht bereit oder 
finanziell nicht in der Lage, Arbeitslose mit erheb-
lichen Leistungsdefiziten und intensivem Betreu-
ungsbedarf, bei denen das arbeitsmarkt- und so-
zialpolitische Interesse an einer Beschäftigung 
das Trägerinteresse weit überwiegt, mit einem 
Eigenanteil von mindestens fünfundzwanzig vom 
Hundert zu beschäftigen. Auf diesen Zusammen-
hang hat auch die Bundesanstalt für Arbeit hinge-
wiesen (vgl. Bericht des Präsidenten der Bundes-
anstalt für Arbeit "auf der 67. ASMMK vom 12. bis 
14. September 1990). Die eingeschränkten Förde-
rungsmöglichkeiten haben auch wesentlich dazu 
beigetragen, daß die im Haushalt der Bundesan-
stalt für Arbeit für 1990 vorgesehene Zielplanung 
für die Zahl der ABM-Beschäftigten deutlich ver-
fehlt wurde. Ohne die Bereitstellung von Mitteln 

zur verstärkten Förderung durch die Länder wäre 
das Ergebnis noch ungünstiger gewesen. 

Die getroffene Regelung hat sich in der Praxis als 
zu restriktiv erwiesen. Im Interesse der angemes-
senen Einbeziehung besonders schwer vermittel-
barer Arbeitsloser in Arbeitsbeschaffungsmaß-
nahmen und der arbeitsmarktpolitisch erforderli-
chen Umsetzung der für die alten Länder verfüg-
baren ABM-Mittel der Bundesanstalt für Arbeit ist 
zusätzlich eine zielgruppenspezifische Ausnah-
meregelung auch in Gebieten notwendig, in de-
nen bisher nur eine Regelförderung möglich ist. 
Die Änderung des § 94 Abs. 3 AFG sieht eine sol-
che zielgruppenspezifische Ausnahmeregelung 
mit einer Zuschußgewährung von bis zu neunzig 
vom Hundert vor. Darüber hinaus ist vorgesehen, 
die Gewährung der in Gebieten mit besonders 
ungünstiger Arbeitsmarktsituation möglichen 
Höchstförderung nicht von der Finanzlage des 
Trägers abhängig zu machen, da dies zu erhebli-
chem Verwaltungsaufwand sowie zu Nachweis- 
und Beurteilungsproblemen führt. Die Festlegung 
des Anteils der zugewiesenen Arbeitnehmer, bei 
denen der Zuschuß über die Regelförderung hin-
ausgehen kann, soll in Zukunft von der Bundes-
anstalt für Arbeit über die ABM-Anordnung erfol-
gen. Dies läßt eine flexiblere Berücksichtigung 
der arbeitsmarktpolitischen Notwendigkeiten als 
eine gesetzliche Regelung zu, ohne daß die Ge-
fahr einer Überschreitung der Haushaltsansätze 
zu befürchten ist. 

8. Zu Artikel 1 nach Nummer 2 (§ 94 Abs. 4 
Satz 2, 3 — neu — AFG) 

In Artikel 1. ist nach Nummer 2 folgende Num-
mer 2 b einzufügen: 

,2 b. In § 94 Abs. 4 werden folgende Sätze ange-
fügt: 

„Im Rahmen der mit Arbeitsbeschaffungs-
maßnahmen verbundenen Eingliederungs-
anstrengungen kann der Zeitanteil, der auf 
eine notwendige berufliche Qualifizierung 
und/oder die sozialpädagogische Betreuung 
entfällt, grundsätzlich 20 vom Hundert der 
zuschußfähigen Arbeitszeit betragen. 

Bei Personen mit besonderen Vermittlungs-
hemmnissen kann dieser Anteil auch höher 
festgelegt werden. Einzelheiten bestimmt 
der Direktor/die Direktorin eines Arbeitsam-
tes mit Zustimmung des Verwaltungsaus-
schusses.  " ' 

Begründung 

Die Begrenzung des förderfähigen Qualifizie-
rungsanteils auf 10 % im Rahmen der 8. AFG-No-
velle und der daraus resultierenden Anordnungs-
änderung vom Juni 1988 wirkt sich besonders auf 
die von Arbeitslosigkeit betroffenen Personen-
gruppen wie Langzeitarbeitslose, Jugendliche, 
Arbeitslose ohne abgeschlossene Berufsausbil-
dung negativ aus. Die angesichts stetig wachsen- 
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der Qualifikationsanforderungen der Betriebe 
und Unternehmen dringend notwendige Stabili-
sierung und Ausweitung der sozialen und berufli-
chen Fertigkeiten und Fähigkeiten von in ABM 
zugewiesenen Arbeitslosen machen gezielte und 
zeitlich adäquate Qualifizierungsanstrengungen 
zwingend erforderlich. Dies ist eine wesentliche 
Voraussetzung für den Eingliederungserfolg von 
ABM in der Verknüpfung von „Arbeit und Ler-
nen". 

Die vorgeschlagene Regelung trägt den Qualifi-
zierungsnotwendigkeiten von ABM-Beschäftig-
ten Rechnung und schafft eine günstigere Pla-
nungs- und Rechtssituation für die Vielzahl von 
Qualifizierungsträgern und -institutionen, die 
frei-gemeinnützige Träger, Kommunen und Län-
der installiert haben, um ihre arbeitsmarktpoliti-
schen Anstrengungen zu effektivieren. 

9. Zu Artikel 1 nach Nummer 2 (§ 103 Abs. 1 
Satz 4 - neu — AFG) 

In Artikel 1 ist nach Nummer 2 folgende Num-
mer 2 c einzufügen: 

,2 c. In § 103 Abs. 1 wird folgender Satz 4 ange-
fügt: 

„Die Verfügbarkeit im Sinne dieser Vor-
schrift hängt nicht davon ab, daß der Arbeits-
lose nachweist, daß die von ihm während der 
Arbeitslosigkeit betreuten Angehörigen im 
Falle einer Arbeitsaufnahme von einer ande-
ren Person betreut werden können." 

Begründung 

Zielsetzung des vorliegenden Gesetzentwurfs ist 
es zu gewährleisten, daß die Arbeitsmarktpolitik 
weiterhin einen maßgeblichen Beitrag zur Ver-
meidung und zum Abbau von Arbeitslosigkeit in 
den neuen Ländern leistet. Damit dieses Ziel er-
reicht wird, ist es notwendig, daß nichtrelevante, 
bisher im Erwerbsleben stehende Teile der Bevöl-
kerung von Leistungen des Arbeitsförderungsge-
setzes ausgeschlossen werden. Aufgrund der bis-
herigen Regelung des § 103 AFG werden Eltern, 
die ihre Kinder tatsächlich erziehen und betreuen 
— mehrheitlich Frauen — überproportional häu-
fig vom Bezug von Leistungen ausgeschlossen. 
Dieses Problem wird sich in den neuen Ländern in 
Kürze ebenfalls stellen, da gemäß Artikel 31 
Abs. 3 Einigungsvertrag sich der Bund an den 
Kosten für Einrichtungen zur Tagesbetreuung 
von Kindern nur noch bis zum 30. Juni 1991 betei-
ligt. Da nach diesem Zeitpunkt die Kommunen für 
die Kosten werden aufkommen müssen, ist damit 
zu rechnen, daß Tagesbetreuungsplätze für die 
Kinder arbeitsloser Eltern in Zukunft seltener zur 
Verfügung stehen werden. 

Aufgrund einer vom Gesetz nicht vollständig ge-
deckten Vermittlungspraxis der Arbeitsämter, die 
teilweise auch auf einer unzureichenden Ausge-
staltung der Vorschriften des AFG beruht, werden 
Eltern, die ihre Kinder tatsächlich erziehen und 

betreuen und denen kein Platz in einer Tagesbe-
treuungseinrichtung oder keine p rivate Betreu-
ungsmöglichkeit zur Verfügung steht, häufig 
nicht als verfügbar gemäß § 100 AFG angesehen. 
Gemäß § 103 AFG steht der Arbeitsvermittlung 
zur Verfügung, wer eine länger als kurzzeitige 
Beschäftigung unter den üblichen Bedingungen 
des allgemeinen Arbeitsmarktes ausüben kann 
und darf und bereit ist, jede zumutbare Beschäfti-
gung anzunehmen, die er oder sie ausüben kann 
und darf. Aufgrund dieser Vorschrift wird der Be-
zug von Arbeitslosengeld von Eltern häufig davon 
abhängig gemacht, ob sie eine Betreuungsmög-
lichkeit für ihre Kinder nachweisen können. Da 
Väter häufig angeben können, ihre Frau betreue 
die Kinder, werden durch diese Anforderung 
überwiegend Frauen vom Leistungsbezug ausge-
schlossen, obwohl das Fehlen des Nachweises ei-
ner Betreuungsmöglichkeit für Kinder während 
der Zeit der Arbeitslosigkeit noch nichts darüber 
aussagt, ob die betreuende Person beim Angebot 
einer zumutbaren Beschäftigung eine Lösung für 
das Problem der Kinderbetreuung finden würde. 

Es ist deswegen eine Regelung anzustreben, 
durch die der nicht sachgerechte Ausschluß von 
Eltern von den Leistungen nach dem AFG vermie-
den wird. Generell muß es den Eltern selbst über-
lassen bleiben, wie sie ihre Kinder bei Aufnahme 
einer Beschäftigung betreuen lassen. Es ist weder 
angemessen noch sachgerecht, daß nur der- oder 
diejenige als verfügbar gilt, der oder die bereits 
während der Zeit der Arbeitslosigkeit seine oder 
ihre Kinder durch andere Personen betreuen läßt 
oder für den oder die sich vorsorglich andere Per-
sonen oder Institutionen bereithalten, um die Kin-
derbetreuung im Fall der Arbeitsaufnahme zu 
übernehmen. Es ist vielmehr davon auszugehen, 
daß Eltern im Falle der Aufnahme einer Beschäf-
tigung eine Lösung für das Problem der Kinder-
betreuung — ggf. mit der Unterstützung öffentli-
cher Stellen — finden. 

Durch die Änderung von § 103 AFG wird deswe-
gen klargestellt, daß die Verfügbarkeit im Sinne 
dieser Vorschrift unter keinen Umständen von 
dem Nachweis einer Kinderbetreuungsmöglich-
keit durch den Arbeitslosen oder die Arbeitslose 
abhängt. 

10. Zu Artikel 1 nach Nummer 2 (§ 107 Abs. 1 
Nr. 7, 8 — neu —, § 112 Abs. 5 Nr. 11 — neu —
AFG) 

In Artikel 1 sind nach Nummer 2 folgende Num-
mern 2 d und e einzufügen: 

,2 d. In § 107 Abs. 1 werden nach Nummer 6 fol

-

gende Nummern 7 und 8 angefügt: 

„7. Zeiten von Beschäftigungslosigkeit, die 
bei Arbeitnehmern in dem in Artikel 3 
des Einigungsvertrages genannten Ge-
biet dadurch entstanden sind, daß die 
Arbeitnehmer vor dem 9. November 
1989 eine Einverständniserklärung zur 
Kontaktsperre mit Personen aus dem 
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Geltungsbereich des Grundgesetzes 
verweigerten oder aus anderen sitten-
widrigen Gründen, die politisch moti-
viert waren, ihren Arbeitsplatz verloren 
haben. Wenn aus solchen Gründen Um-
setzungen auf andere, nicht vergleich-
bare Arbeitsplätze erfolgten, werden die 
bis dahin geltenden Arbeits- und Lohn-
bedingungen zugrunde gelegt. Diese 
Vorschrift gilt für Anträge, die bis zum 
31. Dezember 1992 gestellt werden. 

8. Zeiten der Beschäftigungslosigkeit, die 
dadurch entstanden sind, daß der Ar-
beitslose vor dem 3. Oktober 1990 aus 
einer die Beitragspflicht begründenden 
Beschäftigung in dem in Artikel 3 des 
Einigungsvertrages genannten Gebiet 
zum Zwecke der Pflege von Familienan-
gehörigen ausgeschieden ist." 

2 e. In § 112 Abs. 5 wird nach Nummer 10 fol-
gende Nummer 11 angefügt: 

„11. für die Zeit, in der die in § 107 Abs. 1 
Nr. 7 genannten Arbeitnehmer auf ei-
nen niedriger bewerteten Arbeitsplatz 
versetzt wurden, das Arbeitsentgelt, das 
sie bis zu dieser Versetzung erhalten ha-
ben. Diese Vorschrift gilt für Anträge, 
die bis zum 31. Dezember 1992 gestellt 
werden. " ' 

Begründung 

Viele Bürger der ehemaligen DDR sind aus politi-
schen Gründen beruflich benachteiligt worden. 
Häufig war auch der Verlust des Arbeitsplatzes 
und eine anhaltende, nicht registrierte Arbeitslo-
sigkeit Folge der politisch begründeten Ausgren-
zungen. Konsequenz dieser von den Betroffenen 
nicht zu vertretenden Arbeitslosigkeit ist das Feh-
len einer beitragspflichtigen Beschäftigung inner-
halb der Rahmenfrist des § 107 AFG. 

Die Anspruchsvoraussetzungen für Leistungen 
des Arbeitsförderungsgesetzes werden in diesen 
Fällen in der Regel nicht erfüllt. Die oben ange-
führte Ergänzung ist geeignet, die Gleichstellung 
der aus politischen Gründen benachteiligten Ar-
beitnehmer herbeizuführen. 

Ein kleiner, zahlenmäßig nicht genau erfaßter 
Personenkreis vornehmlich älterer Arbeitnehme-
rinnen erfüllt die Anspruchsvoraussetzungen für 
Arbeitslosengeld nicht, weil sie zum Zwecke der 
Pflege von Familienangehörigen aus ihrer Be-
schäftigung ausgeschieden sind. Zum Zeitpunkt 
ihrer Entscheidung war damit nicht das Risiko ei-
nes Arbeitsplatzverlustes verbunden; sie sind 
jetzt doppelt hart betroffen: In der Regel ist ihr 
alter Arbeitsplatz weggefallen, und sie haben kei-
nen Anspruch auf Arbeitslosengeld, auch wenn 
sie nach Beendigung der Pflege die Bedingung 
der Verfügbarkeit für die Arbeitsvermittlung wie-
der erfüllen. 

11. Zu Artikel 1 Nummern 3 bis 6, 8 bis 11, 13 
(§§ 128, 128a, 128b, 134, 239, 242c, 242f, 242g, 
249d AFG) 

In Artikel 1 sind die Nummern 3 bis 6, 8 bis 11 und 
13 zu streichen. 

Begründung 

Der § 128 des Arbeitsförderungsgesetzes ist bei-
zubehalten, bis eine Ersatzlösung gefunden ist. 

Das Bundesverfassungsgericht hat dem Gesetz-
geber die Aufgabe auferlegt, zu § 128 des Arbeits-
förderungsgesetzes eine praktikablere Lösung zu 
erarbeiten. Ein entsprechender Vorschlag sollte 
mit den Sozialpartnern und den betroffenen Ver-
waltungen abgestimmt werden. Eine Aufhebung 
des § 128 hingegen, ohne daß eine Neuregelung 
vorliegt, führt dazu, daß die Beitragszahler der 
Bundesanstalt für Arbeit wiederum — wie bereits 
vor Inkrafttreten der derzeitigen Regelung des 
§ 128 des Arbeitsförderungsgesetzes — zur Fi-
nanzierung betrieblicher Frühverrentungspläne 
herangezogen werden. Dies ist weder arbeits-
marktpolitisch noch — angesichts der angespann-
ten Haushaltssituation der Bundesanstalt für Ar-
beit — finanzpolitisch hinnehmbar. 

12. Zu Artikel 2 Nummern 1 a, 1 b, 4 und 5 (§ 63 
Abs. 5 Satz 1, 15, § 163 Abs. 2 und § 166 Abs. 3 
AFG) 

In Artikel 2 sind jeweils in Nummern 1 a, 1 b 
Satz 15, Nummer 4 und Nummer 5 die Worte 
„31. Dezember 1991 " zu ersetzen durch die Worte 
„31. Dezember 1992". 

Begründung 

Es muß davon ausgegangen werden, daß die Lage 
auf dem Arbeitsmarkt in diesem Jahr sehr schwie-
rig sein und sich auch nicht kurzfristig deutlich 
verbessern wird. Anliegen des Änderungsgeset-
zes muß es jedoch sein, jetzt verbindliche Grund-
lagen für die Arbeitsförderung in den neuen Län-
dern zu schaffen, die keine weiteren Nachkorrek-
turen mehr erfordern. 

Die Verlängerung der Kurzarbeit- Sonderrege-
lung (Artikel 2 Nr. 1 Buchstabe a) sollte analog 
der Verlängerung zur ABM-Sonderregelung (Ar-
tikel 1 Nr. 12, Artikel 2 Nr. 2 und 3) erfolgen. Die 
Praxis der Umsetzung des Arbeitsförderungsge-
setzes im Beitrittsgebiet zeigt, daß in der Verbin-
dung der Kurzarbeit-Sonderregelung mit den Re-
gelungen des zweiten Abschnitts vierter Unterab-
schnitt (berufliche Bildung) und des dritten Ab-
schnitts dritter Unterabschnitt (ABM) die Voraus-
setzungen für die Umsetzung von Arbeitsförde-
rung in großem Umfang — so wie es der Situation 
angemessen ist — überhaupt erst geschaffen wer-
den. 
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13. Zu Artikel 2 Nummer 1 Buchstabe b (§ 63 
Abs. 5 Satz 14 AFG) 

In Artikel 2 Nr. 1 Buchstabe b sind in § 63 Abs. 5 
am Ende des Satzes 14 folgende Worte anzufü-
gen: 

„oder wenn der Kurzarbeiter bereit ist, an einer 
Qualifizierungsmaßnahme teilzunehmen und ihm 
aus Gründen, die er nicht zu vertreten hat, geeig-
nete berufliche Bildungsmaßnahmen nicht ange-
boten werden können." 

Begründung 

Es sollte vermieden werden, daß mit der stärkeren 
Verknüpfung von Kurzarbeit und Qualifizierung 
(Artikel 2 Nr. 1 Buchstabe b) Arbeitnehmer be-
nachteiligt werden, denen aus Gründen, die sie 
nicht zu vertreten haben, keine geeigneten beruf-
lichen Bildungsmaßnahmen angeboten werden 
können. Es darf nicht geschehen, daß Arbeitneh-
mer, die aus Sicht der Arbeitsämter aus individu-
ellen Gründen für den Eintritt in berufliche Bil-
dungsmaßnahmen „nicht geeignet" erscheinen, 
etwa ältere Arbeitnehmer, benachteiligt wer-
den. 

14. Zu Artikel 2 nach Nummer 5 (§ 242 m — neu — 
AFG) 

In Artikel 2 ist nach Nummer 5 folgende Num-
mer 6 anzufügen: 

,6. Nach § 2421 wird folgender § 242 m einge-
fügt: 

„§ 242m 

§ 40 c Abs. 4 des Arbeitsförderungsgesetzes 
der Deutschen Demokratischen Republik vom 
22. Juni 1990 (GBl. I Nr. 36 S. 403) gilt mit den 
diesbezüglichen im Einigungsvertrag vom 
31. August 1990, Anlage II Kapitel VIII Sach-
gebiet E Abschnitt III Nr. 1 b, aa geregelten 
Maßgaben auch für Regionen mit überdurch-
schnittlichem Ausbildungsplatzdefizit, für die 
das Grundgesetz bereits vor dem 3. Oktober 
1990 galt." ' 

Begründung 

Der tiefgreifende Strukturwandel im Beitrittsge-
biet und die dadurch bedingte Ausbildungsstel-
lensituation haben dazu geführt, daß eine Viel-
zahl von Jugendlichen aus dem Beitrittsgebiet 
Ausbildungsplätze außerhalb des Beitrittsgebie-
tes nachfragt. Davon sind in ganz besonderem 
Maße der Westteil Berlins, aber auch das ehema-
lige Zonenrandgebiet betroffen. Dies führt regio-
nal zu extrem angespannten Ausbildungsplatzsi-
tuationen, die eine volle Mobilisierung auch der 
für die überbetriebliche Vollausbildung in Frage 
kommenden Ausbildungskapazitäten in diesen 
Regionen erforderlich macht. Es ist zu erwarten, 
daß sich diese Situationen in naher Zukunft weiter 
verschärfen werden. 

Nach den Regelungen des Einigungsvertrages zu 
§ 40c Abs. 4 des Arbeitsförderungsgesetzes der 

Deutschen Demokratischen Republik können im 
Beitrittsgebiet für die Ausbildungsjahre 1991/92 
und 1992/93 für Ausbildungsplatzbewerber Aus-
bildungsmaßnahmen in überbetrieblichen Einrich-
tungen auch dann gefördert werden, wenn dadurch 
die Ausbildung von Arbeitslosen oder von Arbeits-
losigkeit bedrohten Berufsanwärtern ermöglicht 
wird, die bei der Arbeitsverwaltung als Ausbil-
dungsplatzbewerber gemeldet und bisher weder in 
eine Berufsausbildung in einem Betrieb oder einer 
überbetrieblichen Einrichtung noch in eine schuli-
sche Bildungsmaßnahme eingemündet sind. 

Eine Beschränkung der Förderungsmöglichkei-
ten für marktgeschädigte Jugendliche aus dem 
Beitrittsgebiet ausschließlich im Beitrittsgebiet 
bei zugleich bestehenden nutzbaren Ausbil-
dungskapazitäten insbesondere im Westteil Ber-
lins oder im ehemaligen Zonenrandgebiet wäre 
unverantwortlich. Vor allem aber muß den durch 
Ausbildungsplatznachfrage aus dem Beitrittsge-
biet marktgeschädigten Jugendlichen insbeson-
dere im Westteil Berlins und im ehemaligen Zo-
nenrandgebiet eine entsprechende Förderung er-
möglicht werden. Dem dient die vorgeschlagene 
Regelung. 

15. Zu Artikel 2 nach Nummer 6 — neu — (§ 249 e 
Abs. 1, 3 AFG) 

In Artikel 2 ist nach Nummer 6 folgende Num-
mer 6 a einzufügen: 

,6 a. § 249e Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Die Bundesanstalt gewährt Arbeitneh-
mern nach der Vollendung des 57. Lebens-
jahres und Arbeitnehmerinnen nach Vollen-
dung des 55. Lebensjahres, die in der Zeit 
vom Tage des Beitritts an bis zum 31. Dezem-
ber 1992 aus einer die Beitragspflicht be-
gründenden Beschäftigung von mindestens 
90 Kalendertagen in dem in Artikel 3 des Ei-
nigungsvertrages genannten Gebiet aus-
scheiden oder Anspruch auf Arbeitslosen-
geld haben und in den letzten 90 Kalender-
tagen der Beschäftigung ihren Wohnsitz oder 
gewöhnlichen Aufenthalt in diesem Gebiet 
hatten, ein Altersübergangsgeld nach Maß-
gabe der folgenden Absätze." ' 

Als Folge ist 

a) in § 249e Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 wie folgt zu fassen: 

„1. Die Dauer des Anspruchs beträgt für Ar-
beitnehmer 936, für Arbeitnehmerinnen 
1 560 Tage." , 

b) in § 249e Abs. 3 Nr. 3 wie folgt zu fassen: 

„3. Bei der Anwendung des § 112 Abs. 11 tritt 
an die Stelle des 58. Lebensjahres das 
57. Lebensjahr für Arbeitnehmer, das 55. 
für Arbeitnehmerinnen." 

Begründung 

Die Altersübergangsregelung wird von der Mehr

-

heit der Arbeitnehmer in den in Frage kommen- 
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den Jahrgängen in Anspruch genommen. Sie er-
weist sich somit als ein ganz wesentliches Instru-
ment, um die Lage auf dem Arbeitsmarkt zumin-
dest teilweise zu entspannen. Im einzelnen ist vor-
gesehen: 

Verlängerung bis zum 31. Dezember 1992, 
entsprechend der Verlängerung zur Kurzarbeit

-

Sonderregelung und zur ABM-Sonderrege-
lung. 

Erweiterung der Anspruchsberechtigten um 
Frauen im Alter von 55 bis 57 Jahren. Dies ent-
spricht der mit dem Einigungsvertrag außer 
Kraft gesetzten Regelung zum Vorruhestand. An-
gesichts der geringen Vermittlungschancen 
von älteren Arbeitnehmerinnen sollte hier zu 
der alten Regelung wieder zurückgekehrt wer-
den. 

16. Zu Artikel 2 nach Nummer 6 (§ 249e Abs. 2 
Nr. 3 Buchstabe b AFG) 

In Artikel 2 ist nach Nummer 6 folgende Num-
mer 6 b einzufügen: 

,6 b. § 249 e Abs. 2 Nr. 3 Buchstabe b wird wie 
folgt gefaßt: 

„b) aufgrund eines Anspruches auf Arbeits-
losengeld mit einer Dauer von 832 Ta-
gen Arbeitslosengeld nicht länger als 
78 Tage bezogen hat oder allein deshalb 
bisher keinen Anspruch auf Altersüber-
gangsgeld geltend machen konnte, weil 
er schon vor dem Tage des Wirksamwer-
dens des Beitritts aus einer die Beitrags-
pflicht begründenden Beschäftigung 
entlassen worden ist." ' 

Begründung 

Erweiterung der Anspruchsberechtigten, die ihre 
Kündigung vor dem 3. Oktober 1990 oder vor dem 
Tage des Inkrafttretens des Änderungsgesetzes 
erhalten haben und die Anspruchsvoraussetzun-
gen im übrigen erfüllen, selbst dann, wenn sie 
bereits für mehr als 78 Tage Arbeitslosengeld be-
zogen haben. Denn es ist für die Arbeitnehmer, 
die die Altersbedingungen erfüllen, aber schon zu 
einem Datum vor dem 3. Oktober 1990 gekündigt 
wurden, eine Situation entstanden, die individuell 
als extrem ungerecht empfunden werden muß. 
Die Kündigungen erfolgten in Unkenntnis der be-
absichtigten Änderung des Einigungsvertrages; 
es wäre in der Regel für die Arbeitgeber möglich 
gewesen, den Arbeitnehmer in Kurzarbeit-Null 
zu belassen, bis der Einigungsvertrag in Kraft 
trat. 

17. Zu Artikel 2 nach Nummer 6 (§ 249e Abs. 3 
Nr. 2 AFG) 

In Artikel 2 ist nach Nummer 6 folgende Num-
mer 6 c einzufügen: 

,6 c. § 249e Abs. 3 Nr. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„2. Die Höhe des Anspruchs beträgt 70 vom 
Hundert des um die gesetzlichen Ab-
züge, die bei Arbeitnehmern gewöhnlich 
anfallen, verminderten Arbeitsentgelts 
im Sinne des § 112. Die bereits auf der 
Bemessungsgrundlage von 65 vom Hun-
dert gemäß § 112 a erfolgten Erhöhun-
gen des Altersübergangsgeldes werden 
rückwirkend vom Datum der Erhöhung 
an auf der Bemessungsgrundlage von 
70 vom Hundert neu berechnet und ge-
währt. " ' 

Begründung 

Die Anspruchshöhe sollte von 65 auf 70 % ange-
hoben werden. Aufgrund der im Durchschnitt 
sehr niedrigen Arbeitseinkommen der ehemali-
gen DDR ist ein großer Teil der Bezieher von Al-
tersübergangsgeld — gegebenenfalls nach Ab-
schmelzen kleinerer Sparbeträge — sozialhilfe-
berechtigt. Der Satz von 70 % galt bei der Vorru-
hestandsregelung. Die zur Zeit geltenden Über-
gangsbestimmungen (§ 249e Abs. 3 Satz 2 Nr. 2) 
sehen ohnehin für bestimmte Personengruppen 
befristet noch den Satz 70 % vor. 

18. Zu Artikel 2 nach Nummer 6 (§ 249 e Abs. 3 
nach Nummer 4 AFG) 

In Artikel 2 ist nach Nummer 6 folgende Num-
mer 6 d einzufügen: 

,6 d. In § 249e Abs. 3 wird nach Nummer 4 fol-
gende Nummer 5 angefügt: 

„5. Auf Bezieher von Altersübergangsgeld 
ist § 115 Abs. 1 Satz 1 nicht anzuwen-
den. " 

Begründung 

Für Bezieher von Altersübergangsgeld sollte 
§ 115 Abs. 1 Satz 1 des Arbeitsförderungsgeset-
zes nicht angewendet werden. Die Altersüber-
gangsregelung wirkt sich in den Auswahlrichtli-
nien und Sozialplänen bei Massenentlassungen 
dahin gehend aus, daß die Arbeitnehmer der ent-
sprechenden Jahrgänge in der Regel alle gekün-
digt werden. Erscheint dies sozial gerechtfertigt, 
führt es jedoch im Einzelfall dazu, daß erfahrungs-
reiche Arbeitnehmer der Wirtschaft verlorenge-
hen, die vor dem Hintergrund der Regelungen des 
§ 249 e Abs. 3, der die Anwendung des § 115 vor-
sieht, und des § 249e Abs. 5 Nr. 3 Buchstabe a 
dazu führen, daß diese Arbeitnehmer nicht mehr 
für den Arbeitsmarkt gewonnen werden können. 
Es wird daher vorgeschlagen, die Möglichkeiten 
des Zusatzeinkommens dahin gehend zu erwei-
tern, daß die Anrechnung gemäß § 115 Abs. 1 
Satz 1 aufgehoben wird. Dies bedeutet, daß ein 
Zusatzeinkommen erst dann angerechnet wird, 
wenn es zusammen mit dem Altersübergangsgeld 
80 vom Hundert des für die Berechnung des Al- 
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tersübergangsgeldes maßgeblichen Arbeitsent-
gelts übersteigt. 

19. Zu Artikel 2 nach Nummer 6 (§ 249e Abs. 8 
AFG) 

In Artikel 2 ist nach Nummer 6 folgende Num-
mer 6e einzufügen: 

,6e. In § 249e Abs. 8 werden die Worte „31. De-
zember 1992" durch die Worte „31. Dezem-
ber 1993" ersetzt.' 

Begründung 

Siehe Begründung zur Änderung des § 249 e 
Abs. 1 (vgl. Ziffer 15). 


